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Gröhe: „Hilfe im Sterben ist ein Gebot der Menschlichkeit“  

 

Bundestag beschließt Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung 

 

 
Mit Zustimmung von Union, SPD und den Grünen hat der Deutsche Bundestag heute in 2. und 3. 

Lesung das Gesetz zur Verbesserung der Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland 

beschlossen. 

 

Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe: „Schwerkranken Menschen Hilfe im Sterben zu 

bieten ist ein Gebot der Menschlichkeit. Dazu gehört jegliche medizinische, pflegerische, 

psychologische und seelsorgliche Hilfe, die einen Menschen in der letzten Lebensphase begleitet. 

Diese Hilfe muss in ganz Deutschland ausgebaut werden. Deshalb stärken wir die Hospiz- und 

Palliativversorgung überall dort, wo Menschen ihre letzte Lebensphase verbringen – sei es zu 

Hause, im Krankenhaus, im Pflegeheim oder im Hospiz. Zugleich verbessern wir die Information 

und Beratung, damit Hilfsangebote besser bekannt werden. Denn jeder soll die Gewissheit haben, 

am Lebensende gut betreut und versorgt zu werden.“ 

 

Das Gesetz enthält vielfältige Maßnahmen zur Förderung des flächendeckenden Ausbaus der 

Hospiz- und Palliativversorgung in Deutschland. 
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Wesentliche Regelungen im Überblick: 

 

 Die Palliativversorgung wird ausdrücklicher Bestandteil der Regelversorgung in der 

gesetzlichen Krankenversicherung (GKV). Im vertragsärztlichen Bereich werden die 

Selbstverwaltungspartner zusätzlich vergütete Leistungen vereinbaren – zur Steigerung der 

Qualität der Palliativversorgung, zur Zusatzqualifikation der Haus- und Fachärzte sowie zur 

Förderung der Netzwerkarbeit. 

 

 Die Palliativversorgung im Rahmen der häuslichen Krankenpflege wird gestärkt. Der 

Gemeinsame Bundesausschuss erhält den Auftrag, in seiner Richtlinie über die Verordnung 

häuslicher Krankenpflege die Leistungen der Palliativpflege zu konkretisieren und damit für 

die Pflegedienste abrechenbar zu machen. 

 

 Um insbesondere in ländlichen Regionen den weiteren Ausbau der spezialisierten 

ambulanten Palliativversorgung (SAPV) zu beschleunigen, wird ein Schiedsverfahren für 

entsprechende Versorgungsverträge eingeführt. Zudem wird klargestellt, dass allgemeine 

und spezialisierte ambulante Palliativversorgung auch in selektivvertraglichen 

Versorgungsformen gemeinsam vereinbart werden können. Auch in diesen Verträgen 

gelten die hohen Qualitätsanforderungen der SAPV.  

 

 Die finanzielle Ausstattung stationärer Kinder- und Erwachsenen-Hospize wird verbessert. 

Hierfür wird der Mindestzuschuss der Krankenkassen erhöht. Vor allem derzeit noch 

unterdurchschnittlich finanzierte Hospize erhalten einen höheren Tagessatz je betreutem 

Versicherten (von derzeit rund 198 Euro auf rund 261 Euro in 2016).  Außerdem tragen die 

Krankenkassen künftig 95 Prozent der zuschussfähigen Kosten. Zusätzlich wurde vereinbart, 

dass für stationäre Kinderhospize eigenständige Rahmenvereinbarungen abgeschlossen 

werden können.  

 

 Bei den Zuschüssen für ambulante Hospizdienste werden künftig neben den 

Personalkosten auch die Sachkosten berücksichtigt. Hierzu wird – als Ergebnis der 

parlamentarischen Beratungen – gesetzlich der Zuschuss der Krankenkassen je Leistung von 

11 auf 13 Prozent der Bezugsgröße erhöht. Bei der Förderung ist zudem der besondere 

Aufwand für das hospizliche Erstgespräch zu beachten. Der steigende Zuschuss der GKV 

trägt insgesamt dazu bei, dass Hospizdienste mehr finanziellen Spielraum erhalten, auch um 

die Trauerbegleitung der Angehörigen mit zu unterstützen. Außerdem soll die ambulante 

Hospizarbeit in Pflegeheimen stärker berücksichtigt werden. Auch Krankenhäuser können 

Hospizdienste künftig mit Sterbebegleitungen beauftragen.  
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 Die Sterbebegleitung wird ausdrücklicher Bestandteil des Versorgungsauftrages der 

sozialen Pflegeversicherung. Kooperationsverträge der Pflegeheime mit Haus- und 

Fachärzten sollen verpflichtend abgeschlossen werden. Ärztinnen und Ärzte, die sich daran 

beteiligen, erhalten eine zusätzliche Vergütung. Außerdem werden Pflegeheime zur 

Zusammenarbeit mit ambulanten Hospizdiensten verpflichtet und müssen die Kooperation 

mit vernetzten Hospiz- und Palliativangeboten künftig transparent machen. 

 

 Darüber hinaus wird die gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, dass Pflegeheime ihren 

Bewohnerinnen und Bewohnern eine Versorgungsplanung zur individuellen und 

umfassenden medizinischen, pflegerischen, psychosozialen und seelsorgerischen Betreuung 

in der letzten Lebensphase organisieren und anbieten können. Dieses besondere 

Beratungsangebot wird ebenfalls von den Krankenkassen finanziert. 

 

 Zur Stärkung der Hospizkultur und Palliativversorgung in Krankenhäusern ist vorgesehen, 

dass für eigenständige Palliativstationen künftig krankenhausindividuelle Entgelte mit den 

Kostenträgern vereinbart werden, wenn das Krankenhaus dies wünscht. Aber auch in 

Krankenhäusern, in denen keine Palliativstationen zur Verfügung stehen, wird die 

Palliativversorgung gestärkt: Im Rahmen der parlamentarischen Beratungen wurde 

beschlossen, dass Krankenhäuser ab 2017 krankenhausindividuelle Zusatzentgelte für 

multiprofessionelle Palliativdienste vereinbaren können, ab 2019 wird es auf 

entsprechender gesetzlicher Grundlage bundesweit einheitliche Zusatzentgelte hierfür 

geben. Die Krankenhäuser können dafür hauseigene Palliativ-Teams aufbauen oder mit 

externen Diensten kooperieren. 

 

 Versicherte erhalten einen Anspruch auf individuelle Beratung und Hilfestellung durch 

die gesetzlichen Krankenkassen bei der Auswahl und Inanspruchnahme von Leistungen der 

Palliativ- und Hospizversorgung. Dabei sollen Krankenkassen auch allgemein über 

Möglichkeiten persönlicher Vorsorge für die letzte Lebensphase, insbesondere zu 

Patientenverfügung, Vorsorgevollmacht und Betreuungsverfügung, informieren. 

 

 Um mehr Transparenz über die Entwicklung der Hospiz- und Palliativversorgung 

herzustellen, erhält der GKV-Spitzenverband den Auftrag, regelmäßig über die 

verschiedenen Versorgungsinstrumente zu berichten.  

 

Weitere Informationen unter www.bundesgesundheitsministerium.de  

http://www.bundesgesundheitsministerium.de/

